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Zusammengestellt von der Abteilung Kommunikation
Kongress-KIK
3. ordentliche Landesbezirkskonferenz ver.di-NRW:
25. und 26. März 2011 in Dortmund

Baustelle Zukunft

„Unsere Konferenz ist Rückblick, Bestandsaufnahme und Blick in die Zukunft. 

Und da liegen eine Menge Baustellen auf unserem Weg“, mit diesen Worten eröffnete Gabriele Schmidt, ver.di-Landesleiterin NRW, die 3. Ordentliche Landesbezirkskonferenz in Dortmund. Zu diesen Baustellen gehöre eine Reform der Kommunalfinanzen, des Gesundheitswesens, der Renten und der Bildung. Gabriele Schmidt: „Diese und noch andere Baustellen werden wir in den nächsten Jahren gemeinsam, erfolgreich bearbeiten. Unsere Konferenz ist da erst ein ersten Schritt.“ Über 200 Delegierte diskutieren und beschließen die Politik des ver.di-Landesbezirks für die nächsten vier Jahre.

Weichen neu stellen

Mit einem herzlichen „Glück auf!“ begann die Ministerpräsidentin des Landes Nordrhein-Westfalen, Hannelore Kraft, ihr Grußwort. Sie erinnerte daran, dass ihre Landesregierung bereits zahlreiche Baustellen auf Landesebene eröffnet hätte. Dazu gehöre ein Kinderbetreuungsgesetz, das kein Kind zurücklasse. Hannelore Kraft: „Wir wollen die Weichen neu stellen. Wir brauchen eine Bildungspolitik im Interesse der Kinder, der Eltern und der Beschäftigten“. Nachdrücklich sprach sich die Ministerpräsidentin für einen handlungsfähigen Staat aus. Dabei müsse der Grundsatz gelten, dass stärker Schultern mehr tragen als schwache. „Wir müssen unsere Kommunen wieder in die Lage versetzen, ihre Aufgaben für die Bürgerinnen und Bürger wahrzunehmen“, erklärte die Ministerpräsidentin unter dem Beifall der Delegierten.

Von guter Arbeit leben können

Mit großem Engagement sprach sich die Hannelore Kraft dafür aus, dass Menschen, die eine gute Arbeit machen, auch davon leben können. Es sei ein gesellschaftspolitischer Skandal, dass Menschen mit einem Vollzeitjob zusätzliche staatliche Leistungen beantragen müssen, weil ihr Einkommen nicht zum Leben reiche. „Wir brauchen einen gesetzlichen Mindestlohn. Ohne Wenn und Aber. “Dafür, das verspreche ich hier, wird die NRW-Landesregierung weiter streiten“. Außerdem sprach sich die Ministerpräsidentin dafür aus, die Lockerungen bei der Leiharbeit zurückzunehmen. Den Jugendlichen im Lande, so Hannelore Kraft weiter, müsse eine klare Perspektive geboten werden. „Unser Land braucht eine Ausbildungsplatzgarantie. Es ist unsere gemeinsame Pflicht, das hinzukriegen.“

Die Ministerpräsidentin erneuerte ihr Angebot, mit den Gewerkschaften auf Augenhöhe die Probleme des Landes zu bearbeiten. Hannelore Kraft:“Wir haben vor der Wahl gesagt, dass wir zu unserem Wort stehen. Daran hat sich nichts geändert. Sorgen wir gemeinsam dafür, dass unser Land mit einem Schub nach vorne kommt.

Grundsatzreferat des ver.di-Vorsitzenden Frank Bsirske:
„Atomkraft taugt nicht!“

Für den schnellen Ausstieg aus der Atomkraft bei gleichzeitiger Weiterbeschäftigungsgarantie der Belegschaften hat sich der Vorsitzende der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) Frank Bsirske auf der Landesbezirkskonferenz seiner Gewerkschaft in Dortmund ausgesprochen.“Wenn Dinge genutzt werden, die eine Halbwertzeit von 300.000 Jahren haben, braucht man eine gute Rückversicherung; die gibt es aber nicht“, zitierte Bsirske Alexander Kluge.

Vor den über 200 Delegierten im Kongresszentrum Westfalenhalle erklärte der ver.di-Vorsitzende, die Atomkraft tauge auch nicht als Brückentechnologie, zumal die Frage der Endlagerung nicht gelöst sei. „Den Part der Brückentechnologie müssen insbesondere Gas- und die in Planung befindlichen Kohlekraftwerke übernehmen“, erklärte der ver.di-Vorsitzende. Gleichzeitig gelte es, eine Weiterbeschäftigungsgarantie für die Beschäftigten in den Atomkraftwerken durchzusetzen und sozialverträgliche Lösungen zu schaffen.

Anlässlich des zehnten ver.di-Geburtstages wies er darauf hin, dass über 1,1 Millionen Menschen in diesem Zeitraum Mitglied geworden sind. „Das ist ein Erfolg, auf den wir stolz sein können“. Ein Erfolg, auf den man sich jedoch nicht ausruhen kann. So regte der Vorsitzende an, in allen ver.di-Bezirken eine Offensive bei der Mitgliedergewinnung von Auszubildenden zu starten. Hier sollte jede und jeder Verantwortung übernehmen. Besonderes Lob fand der ver.di-Vorsitzende für die erfolgreiche Rückholarbeit im ver.di-Bezirk Emscher-Lippe-Nord. Was dort geleistet wurde sei „grandios“.

Nachdrücklich ging Frank Bsirske auf das nun von Arbeitsgerichten bestätigte Streikrecht von Beschäftigten der Kirchen ein. Es könne nicht sein, dass über 1,3 Millionen Menschen das Streikrecht verweigert werde. „Das machen wir nicht mit. Beschäftigte bei den Kirchen sind keine Arbeitnehmer zweiter Klasse“, so der Gewerkschaftsvorsitzende. Das Streikrecht sei nicht verhandelbar und das nun gerichtlich verbriefte Streikrecht für Kirchenbeschäftigte „ein historischer Durchbruch“.

Als Schwerpunkte der künftigen Arbeit nannte der Gewerkschaftsvorsitzende die Tarifverhandlungen unter anderem im Handel, der Druckindustrie und den Journalisten, die Weiterentwicklung der Kampagne „Gerecht geht anders“ und das Thema „Gute Arbeit“. „Lasst uns gemeinsam auf den Weg machen: für eine demokratische und solidarische Gesellschaft“, so Frank Bsirske.

	
	


Bsirske: Einfluss auf politische Rahmenbedingungen
ist eine Stärkung demokratischer Rechte

In einer Grundsatzrede vor der ver.di-Landeskonferenz in Dortmund hat sich der Vorsitzende der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) Frank Bsirske für eine stärkere Einflussnahme der Gewerkschaften auf die politischen Rahmenbedingungen ausgesprochen. „Arbeitsniederlegungen zum Beispiel für ein Tariftreuegesetz im öffentlichen Personennahverkehr seien „ein aktiver Beitrag zu Stärkung gewerkschaftlicher und demokratischer Rechte in unserem Land“, sagte Bsirske. Angesichts einer wachsenden Skepsis gegenüber der Politik wäre es notwendig, dass sich Gewerkschaften nicht auf die reine Tarifpolitik reduzieren lassen, erklärte der ver.di-Vorsitzende vor den über 200 Delegierten im Kongresszentrum Westfalenhalle . Deshalb begrüße er die Forderungen aus den ver.di-Gliederungen nach einem politischen Streikrecht.
Gabriele Schmidt bleibt ver.di- Landesleiterin

Monika Schwarz und Uli Dettmann wurden 
als Stellvertreter  bestätigt 

Die 505.000 Mitglieder zählende Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) in Nordrhein-Westfalen hat die bisherige Landesleitung in ihren Ämtern bestätigt.  An der Spitze steht weiterhin die 50jährige Gabriele Schmidt aus Gladbeck. Sie wurde mit 91,3 Prozent der abgegebenen Stimmen bestätigt. Ihre Stellvertreterin Monika Schwarz (54) aus Düsseldorf erreichte 69,6 und ihr Stellvertreter Uli Dettmann (55) aus Dortmund 72,2 Prozent der Stimmen. 

Das Ergebnis der Wahlen zur Vorsitzenden bzw. zum Vorsitzenden des 58köpfigen ehrenamtlichen Landesbezirksvorstandes und des Präsidiums werden morgen früh bekannt gegeben.
Tarifverträge zur Beschäftigungssicherung

Für schnellen Ausstieg aus Atomenergie

Die über 200 Delegierten der ver.di-Landesbezirkskonferenz NRW in Dortmund haben ihre Gewerkschaft aufgefordert, unverzüglich Tarifverhandlungen zur Beschäftigungssicherung mit den Betreibern der Atomkraftwerke in Deutschland aufzunehmen. Gleichzeitig wurde die Bundesregierung aufgefordert, so schnell wie möglich eine gesetzliche Grundlage zum geordneten Ausstieg aus der Atomenergie zu schaffen. Die Beschäftigungssicherung müsse auch den gesamten Rückbau der Anlagen mit Eigenpersonal beinhalten, heißt es in der einstimmig verabschiedeten Resolution.

In einer Grundsatzrede vor den Delegierten hatte sich zuvor bereits der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske für den schnellen Ausstieg aus der Atomkraft bei gleichzeitiger Weiterbeschäftigungsgarantie der Belegschaften ausgesprochen. Bsirske sagte, die Atomkraft tauge auch nicht als Brückentechnologie, zumal die Frage der Endlagerung nicht gelöst sei. „Den Part der Brückentechnologie müssen insbesondere Gas- und die in Planung befindlichen Kohlekraftwerke übernehmen“, erklärte der ver.di-Vorsitzende. Gleichzeitig gelte es, eine Weiterbeschäftigungsgarantie für die Beschäftigten in den Atomkraftwerken durchzusetzen und sozialverträgliche Lösungen zu schaffen.

In der heute (26.3.) einstimmig verabschiedeten Resolution heißt es, die Atomkraft sei „nur scheinbar eine kostengünstige Energie“. Zwar flössen die Gewinne des Stromgeschäfts den Energiekonzernen zu, sämtliche Risiken aus atomaren Unfällen und Katastrophen sowie der ungeklärten Endlagerung trage jedoch die Allgemeinheit. 
ver.di will Zukunftsprogramm für NRW

„Menschen müssen Lebenssituation

wieder optimistisch bewerten“

Ein „Zukunftsprogramm NRW“ hat die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) von der nordrhein-westfälischen Landesregierung gefordert. Das Programm müsse dazu beitragen, „dass die Menschen in NRW sowohl ihre eigene Lebenssituation wie auch die Entwicklung der zukünftigen Generationen optimistisch bewerten und ihre Lebensplanungen danach vornehmen können“, heißt es in dem Leitantrag, den die über 200 Delegierten  der ver.di-Landesbezirkskonferenz in Dortmund beschlossen haben. 

Zu den konkreten Vorschlägen für das Programm gehören Investitionen im Bildungsbereich, von der frühkindlichen Förderung über das öffentliche Schulwesen bis in das Hochschulwesen. Die ersten Initiativen der Landesregierung zur Veränderung des Kinderbildungsgesetzes, der Abschaffung der Studiengebühren und der Veränderung des Schulsystems will die Gewerkschaft „kritisch und konstruktiv begleiten“.

Um die Beschäftigungsmöglichkeiten zu verbessern, soll es nach dem Willen der Gewerkschaft ein landesweites Netz von Ausbildungsplätzen  geben, das durch eine Umlagefinanzierung möglich wäre. Zudem seien weitere Maßnahmen gegen die missbräuchliche Leiharbeit, prekäre Beschäftigungsverhältnisse und die Durchsetzung eines gesetzlichen Mindestlohns sowie eines Tariftreuegesetzes in NRW notwendig. 

Zur Stärkung der kommunalen Wirtschaft fordert ver.di eine „unbefristete Entschuldung der notleidenden Städte zur Wiedergewinnung der Handlungsfähigkeit“. Die Landesregierung solle hier mit Unterstützung der Gewerkschaft Bundesratsinitiativen zur Steigerung der Einnahmen zum Beispiel durch eine Erweiterung der Gewerbesteuer ergreifen.

Der Kommerzialisierung des gesellschaftlichen Lebens soll durch die Eingrenzung der Ladenöffnungszeiten wie auch der Sonntags-, Abend- und Nachtarbeit entgegen gewirkt werden. Die kommunale Selbstverwaltung soll auch zukünftig eine aktive Rolle im sozialen Wohnungsbau übernehmen. ver.di fordert in diesem Zusammenhang den Erhalt des Wohnungsbauvermögens des Landes NRW ausschließlich für den sozialen Wohnungsbau.

Der Investitionsstau im Gesundheitswesen gefährdet nach ver.di-Angaben die Patientenversorgung und überfordert das Personal. Die jährlichen Fördermittel für diesen Bereich in Höhe von 190 Millionen Euro müssten dauerhaft mindestens verdoppelt werden, so die ver.di-Delegierten. Gleichzeitig müssten regionale Netzwerke stationärer und ambulanter Pflege aufgebaut werden.

NRW brauche eine Verkehrspolitik, die auf Verkehrsvermeidung und umweltfreundliche Verkehrssysteme setzt, heißt es in dem Antrag. Ökologische Ansprüche, wirtschaftliches Wachstum und Anspruch auf Beschäftigung müssten in  eine stabile Balance gebracht werden. Dazu gehöre ein nachhaltiges und transparentes System zu Finanzierung des öffentlichen Personennahverkehrs.

Die Zukunft der Energieversorgung in NRW soll nach Willen der Gewerkschaft dezentral und erneuerbar sein. Das Stromnetz müsste öffentliches Eigentum werden. Privatisierung von Stadtwerken sei der falsche Weg; vielmehr müssten bereits privatisierte Unternehmen rekommunalisiert werden. Die Wasserwirtschaft will die Gewerkschaft keinesfalls in private Hände geben. Hier gehe es nicht um ein Handelsgut, sondern um ein schützenswertes Erbe.

Den Zugang zu Kunst und Kultur will ver.di besonders jungen Menschen unabhängig vom Geldbeutel der Eltern ermöglichen. Kultur sei Investition in Bildungs- und Kreativitätsförderung. Kritik an sowie Kommentierung und Analyse von gesellschaftlichen Entwicklungen durch Künstlerinnen und Künstler seien wichtige Indizien für Fehlentwicklungen. Journalisten, Filmschaffende, Rundfunk- und Fernsehbeschäftigte leisteten einen „unverzichtbaren Beitrag zur gelebten reflektierenden und aufgeklärten Gesellschaft. Einschnitte in die Unabhängigkeit dieser Personengruppen  wären nicht hinnehmbar.

Die Mittel für das NRW-Zukunftsprogramm will ver.di durch eine sozial gerechte Besteuerung insbesondere von Vermögen und Erbschaften sowie eine Finanztransaktionssteuer auf Börsenumsätze finanzieren.
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